
Ablauf von weiteren 
Übergangsbestim­
mungen in der Wei­
terbildungsordnung
Hinweise auf befristete Übergangsre-
gelungen:

für die Anerkennung von Schwer-––
punkten und Zusatzbezeichnun-
gen nach der Weiterbildungsord-
nung der Sächsischen Landesärz-
tekammer vom 08. November 
1993 sowie
für Anerkennungen neueingeführ––
ter Arztbezeichnungen nach der 
derzeit gültigen Weiterbildungs-
ordnung vom 26. November 2005.

Die neue Weiterbildungsordnung  
der Sächsischen Landesärztekammer  
vom 26. November 2005 ist zum 
01. 01. 2006 in Kraft getreten.
Der Weiterbildungsausschuss möchte 
auf die Frist zur Beantragung der 
Anerkennung von Schwerpunkten 
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und Zusatzbezeichnungen auf Grund
lage der bisher gültigen Weiterbil-
dungsordnung vom 08. November 
1993 hinweisen.
Gemäß § 20 Abs. 5 und 6 der neuen 
Weiterbildugnsordnung können Kam
mermitglieder, die sich bei Inkrafttre-
ten dieser Weiterbildungsordnung 
nach Facharztanerkennung in einer 
Weiterbildung zum Schwerpunkt 
oder in einem Bereich (Zusatzbe-
zeichnung) befinden, diese innerhalb 
einer Frist von drei Jahren nach den 
Bestimmungen der bisher gültigen 
Weiterbildungsordnung abschließen 
und die Zulassung zur Prüfung bean-
tragen.
Danach kann die Anerkennung für 
Schwerpunkte und Zusatzbezeich-
nungen nach den Bestimmungen der 
bisher gültigen Weiterbildungsord-
nung nur noch bis zum 31. 12. 2008 
beantragt und erteilt werden.

Nach § 20 Abs. 8 letzter Absatz der 
neuen Weiterbildungsordnung kön-

nen Anträge auf Anerkennungen 
von Arztbezeichnungen, die neu in 
diese Weiterbildungsordnung aufge-
nommen wurden, im Rahmen von 
Übergangsbestimmungen ebenfalls 
nur innerhalb einer Frist von drei Jah-
ren gestellt werden. Anträge im Rah-
men der Übergangsregelungen kön-
nen daher nur bis 31. 12. 2008 be
rücksichtigt werden.
Für alle Anträge, die nach dieser Frist 
eingehen, muss grundsätzlich die 
reguläre Weiterbildung entsprechend 
den Forderungen der neuen Weiter-
bildungsordnung nachgewiesen wer-
den.
Die bisher gültige und die neue Wei-
terbildungsordnung können auf der 
Homepage der Sächsischen Landes-
ärztekammer unter http://www.slaek.
de in der Rubrik Weiterbildung ein-
gesehen werden.
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Tarifeinigung für 
Klinikärzte
Der Tarifkonflikt der Klinikärzte ist 
endlich beigelegt. Nach einem Ver-
handlungsmarathon haben sich die 
Ärztegewerkschaft Marburger Bund 
(MB) und die Vereinigung kommuna-
ler Arbeitgeberverbände auf eine Er
höhung der Ärztegehälter geeinigt. 
Demnach steigen die Einkommen der 
kommunalen Klinikärzte in zwei Stu-
fen um insgesamt rund acht Prozent. 
Darüber hinaus wurde eine umge-
hende Anpassung der Ostgehälter 
an das Westniveau vereinbart. 18 
Jahre nach der deutschen Wiederver-
einigung war diese Angleichung 
längst überfällig!
Die große politische Ungerechtigkeit, 
ostdeutsche Klinikärzte mit einem 

Abschlag zu bestrafen, hat nicht zu
letzt im erheblichen Maße zur Ärzte-
flucht aus Sachsen in den Westen der 
Republik, ins Ausland oder in andere 
Berufsfelder beigetragen.
Laut Tarifparteien sollen die Gehälter 
der Klinikärzte noch in diesem Jahr 
rückwirkend zum 1. April 2008 um 
durchschnittlich rund vier Prozent 
steigen. Zum 1. Januar 2009 steigt 
das Gehalt um weitere 3,8 Prozent. 
Eine Verlängerung der Arbeitszeit der 
Mediziner von 40 auf 41,5 Wochen-
stunden konnte dagegen verhindert 
werden. Den Ärzten im öffentlichen 
Dienst, die ohnehin mit Abstand die 
längsten Arbeitszeiten haben, können 
keine weiteren Belastungen zugemu-
tet werden.
Allerdings erfordert die Umsetzung 
der Tarifeinigung eine verbesserte 

Finanzausstattung der Krankenhäu-
ser, damit es nicht aus finanziellen 
Gründen zu Schließungen kommt 
und die flächendeckende stationäre 
Versorgung in Sachsen gefährdet 
wird.

Ein weiteres wichtiges Element dieser 
Tarifeinigung ist zudem der Einstieg 
in eine neue Struktur der Entgelt
tabelle. Ab dem 1. Januar 2009 stei-
gen beispielsweise Fachärzte der 
vierten Entgeltstufe nicht mehr wie 
bisher erst nach 60 Monaten, son-
dern bereits nach 24 Monaten in die 
nächste, höhere Entgeltstufe auf.
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